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Vor drei Tagen fanden im Landtag und
auch hier an dieser Stelle Veranstaltungen
zum offiziellen Gedenktag für die Opfer
des Faschismus statt.

Es ist gut, richtig und wichtig, daß es
einen solchen Gedenktag gibt, auch wenn
es 50 Jahre gedauert hat, bis sich die Bun-
desrepublik Deutschland dazu durchrin-
gen konnte.

Aber diese Opfer hat es nur gegeben,
weil es auch Täter gab. Zu diesen Tätern
gehören nicht nur die Nazis, sondern auch
jene, die sie vor 65 Jahren an die Macht
brachten und jene, die die Umstände und
Voraussetzungen dafür schufen.

Zu nennen sind die führenden Kräfte
der deutschen Wirtschaft, Großindustriel-
le, Großagrarier und Bankiers, die die Er-
nennung Hitlers zum Reichskanzler for-
derten, um, so heißt es in ihrem Schreiben
vom November 32, die „Grundlage für ei-
nen Wiederaufstieg der deutschen Wirt-
schaft“ zu schaffen. „Wir wissen, daß die-
ser Aufstieg noch viele Opfer erfordert“
heißt es in ihrer Denkschrift weiter.

Sie haben recht behalten. Der von ih-
nen geplante Aufstieg der deutschen Wirt-
schaft hat unermeßliche Opfer gefordert.

Als Mittäter zu nennen sind die regie-
renden Politiker Hindenburg, Schleicher,

von Papen, Brüning und wie sie alle hie-
ßen, deren Politik den Aufstieg der deut-
schen Wirtschaft förderte, aber dafür Mil-
lionen Menschen ins soziale Elend, in Ar-
beitslosigkeit und Armut stieß. Ihre Poli-
tik bestand aus der Kürzung und Be-
schneidung der Sozialsysteme, aus Lohn-
kürzungen und Sozialabbau, aus Steuer-
erleichterungen und Subventionen für Un-
ternehmer und Großagrarier. Sie setzten
demokratische Selbstverständlichkeiten
außer Kraft, regierten mit Notverordnun-
gen statt mit Parlamentsentscheidungen.

Sie bereiteten damit den Boden für den
Faschismus. Durch ihre Politik wurde
Deutschland zu einem optimalen Standort
für die Unternehmer und die Nazis, für die
Wehrmacht und die paramilitärischen
Verbände der SA und SS.

Schon vor dem 30. Januar 1933 starben
Menschen unter den Schlägen, Tritten,
Messerstichen und Revolverschüssen der
faschistischen Schlägerbanden der SA,
weil sie als Gewerkschafter, Kommunisten
und Sozialdemokraten, Arbeiterinnen und
Arbeiter, den Aufstieg der deutschen Wirt-
schaft behinderten, oder als Juden, Sinti
und Roma oder andere als Sündenböcke
herhalten mußten.

Zu nennen ist auch die Reichswehrfüh-

rung. Sie gab sich nicht damit zufrieden,
daß die Reichswehr nur 100.000 Mann
umfassen und nur zu Verteidigungszwek-
ken dienen durfte. Von den Nazis ver-
sprach sich die Reichswehrführung die Be-
seitigung dieser Fesseln, eine neue Wieder-
aufrüstung und Vorbereitung eines neuen
Krieges. Heute ist bekannt, daß der II.
Weltkrieg zum großen Teil nach Plänen
geführt wurde, die die Reichswehr bereits
in der Weimarer Zeit ausgearbeitet hatte.

Zu nennen sind noch viele. Da sind die
Richter, die auf dem rechten Auge blind
waren, der Polizei-, Justiz- und Beamten-
apparat, der die Demokratie und die De-
mokraten haßte und bekämpfte. Da ist die
rechtskonservative Presse, die den Nazis
ein Forum gab. Und da sind auch diejeni-
gen, die das alles nicht wollten, aber den-
noch als Verharmloser und Beschwichti-
ger der drohenden braunen Gefahr in Er-
scheinung traten.

Bonn ist nicht Weimar lautet die von
Politikern und Medien gebetsmühlenhaft
wiederholte Beschwichtigungsformel.

Doch die Parallelen sind heute nach 65
Jahren wieder erschreckend.

Mehr als 120 Menschen sind in den letz-
ten 5 Jahren Opfer rassistischer Gewalt ge-
worden. Sie starben in brennenden
Asylbewerber-Unterkünften, wurden zu
Tode geprügelt, bestialisch ermordet wegen
ihrer Hautfarbe, wegen ihres Andersseins,
weil sie nicht in das Bild vom ordentlichen
Deutschen paßten. Die Mörder sind zumeist
verhetzte Jugendliche, Neofaschisten. Doch
die furchtbare Saat, die da aufging, wurde
von anderen gesät. Von seriösen Bieder-
männern in Regierung und Parlamenten, die
mit Brandreden gegen Asylbewerber hetz-
ten, von „Durchrassung“ und „Überflutung“
sprechen. Politiker, die ohne Scham das
Asylrecht außer Kraft setzen, das nach den
Erfahrungen von damals ins Grundgesetz
aufgenommen wurde. Politiker, die unter
Berufung auf Recht und Gesetz Flüchtlinge
und politisch Verfolgte dorthin abschieben,
wo ihnen Todesgefahr droht.

Erschreckend ist, daß es so aussieht, als
hätte niemand aus der Geschichte gelernt:

Da sind Unternehmer, die genau diesel-
ben Rezepte des Sozialabbaus und der Er-
höhung der Profite betreiben, wie damals.
Auch heute geht es wieder um den Auf-
stieg der Wirtschaft zu Lasten der Men-
schen im Lande. Und heute wie damals
bekennen sie offen, daß Verfassung, Ge-
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lich sind. Da ruft der Chef des Bundesver-
bandes der Deutschen Industrie, Olaf
Henkel zum lockeren Umgang mit der
Verfassung auf, fordert die Abschaffung
des Flächentarifvertrages und den massi-
ven Bruch geltender Tairfverträge. Heute
steht also wieder ein erklärter Verfas-
sungsfeind an der Spitze der deutschen
Großindustriellen.

Da ist eine Regierung, die statt der Ar-
beitslosigkeit, die Arbeitslosen bekämpft.
Eine Regierung, die alle Vorhaben der
Konzerne und der Unternehmerverbände
eilfertig in Streichungs- und Kürzungspro-
gramme umsetzt. Ein Bundesforschungs-
minister, der offen und schamlos erklärt:
„Politiker, die Unternehmen auffordern,
Arbeitsplätze wie eine Bringschuld zu be-
handeln, verkennen die Grundsätze der
Ökonomie. Unternehmer sind Unterneh-
mer, um Gewinne zu machen.“ Dieser
Minister ist aber nicht auf das Grundge-
setz der Ökonomie vereidigt worden, son-
dern auf das Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland: „Eigentum verpflich-
tet, sein Gebrauch soll zugleich dem Woh-
le der Allgemeinheit dienen.“

Da ist ein Bundespräsident, der fordert,
es müsse wieder ein Ruck durch Deutsch-
land gehen, und damit meint, daß alle Hin-
dernisse für die sogenannten Reformen
beseitigt werden müssen. Reformen, die er
meint, sind dieselben, die in Weimar mit-
tels Notverordnungen durchgesetzt wur-
den. Reform bedeutet heute Abbau sozia-
ler Errungenschaften, wie bei der Gesund-
heits-, der Renten- und der Steuerreform,
Abbau demokratischer und tariflicher
Rechte, großer Lauschangriff oder die
Änderung des Betriebsverfassungsgeset-
zes. Reform, das war einmal ein Wort mit
gutem Klang, heute zucken wir zusam-
men, wenn in Bonn eine neue „Reform“
ausgekocht wird.

So spricht dieser Bundespräsident in
seiner programmatischen außenpoliti-
schen Grundsatzrede davon, daß, wenn es
sein muß, wieder deutsche Soldaten das
Gute in der Welt durchsetzen müssen.

Einige dieser Soldaten, die Herzog in
die Welt schicken will, vergnügen sich mit
Nazi-Videos, jagen und verprügeln Aus-
länder. Die Führungsakademie der Bun-
deswehr genierte sich nicht, den Naziter-
roristen Roeder einzuladen, der sie über
die Re-Germanisierung Königsbergs infor-
mierte.

Dies alles sind keine Einzelfälle. Nazis
in der Bundeswehr sind ein strukturelles
Problem einer Armee, die sich anschickt
wieder Krieg in aller Welt zu führen. Die
Bundeswehrführung, die setzt gemeinsam
mit der Bundesregierung und den großen
Rüstungskonzernen um, was der Bundes-
präsident meint: Den Ausbau der Bundes-
wehr zu einer schnellen Eingreiftruppe,
die überall in der Welt kämpfen und Krieg-
führen kann. Wozu? Nach außen hin an-
geblich für den Frieden, aber auch schon
„für den ungehinderten Zugang zu Märk-

ten und Rohstoffen in aller Welt“, wie es
in den offiziellen Dokumenten der Bun-
desregierung heißt.

Neonazis in der Bundeswehr sind das
zwangsläufige Ergebnis dieses neuen Auf-
trages und des alten Geistes dieser Armee.

Am Ende der Weimarer Republik wa-
ren 6 Millionen Menschen ohne Arbeit.
Heute sind 5 Millionen Menschen arbeits-
los ohne die Dunkelziffer. Jedes 7. Kind
hängt von der Sozialhilfe ab. Doch statt
mehr Mittel für Bildung und soziale Auf-
gaben bereitzustellen, hat diese Regierung
Bau und Beschaffung des Milliardengrabs
Eurofighter beschlossen. Mehr als 80 Mil-
liarden DM wird dieses Kampfflugzeug am
Ende kosten.

Soziale Not, oft verbunden mit geisti-
ger und moralischer Verelendung, bildet
einen guten Nährboden für braune Hetzer.
Die tiefbraunen Biedermänner von den so-
genannten Republikanern wurden zum
zweiten Mal in den Landtag gewählt. Auch
wenn den Reps der Einzug in den Bundes-
tag bisher nicht gelang, beeinflussen sie die
Bundespolitik mit.
Völlig zurecht konn-
te daher ihr Bundes-
vorsitzender Schlie-
rer feststellen, daß
die CDU/CSU viele
der Forderungen der
Republikaner umge-
setzt hat.

Wer seine Lektion
aus der Geschichte
gelernt hat, der kann
heute nicht mehr
übersehen:

Diese Bundesrepu-
blik hat sich auf den
Weg in einen autoritä-
ren Staat gemacht. So-
ziale Kälte und immer
hemmungsloserer Ab-
bau demokratischer
Rechte, immer unver-
hohleneres Groß-
machtstreben bestim-
men die Politik in die-
sem Land.

Wir Antifaschistin-
nen und Antifaschi-
sten haben unsere Lek-
tion gelernt:

Sie lautet: Wehret
den Anfängen!

Wehret jedem noch
so kleinen Schritt, der
wegführt von Demo-
kratie und sozialer Ge-
rechtigkeit.

Wehret jedem An-
satz von Rassismus
und Nationalismus.

Wehret jeder Auf-
rüstung und jeder Mi-
litarisierung.

Wehret jedem Ver-
such, deutsche Waf-

fen und deutsche Soldaten in die Welt zu
schicken. Glaube niemandem, der behaup-
tet, sie würden dort nur Gutes bewirken.

Wir mußten bitter erfahren, was ge-
schehen kann, wenn die Demokraten im
Lande nicht rechtzeitig zusammenfinden.

Wenn Frauen und Männer, Junge und
Alte, Arbeiter und Angestellte, Arbeitslo-
se und Rentner, Gewerkschafter und Un-
organisierte, Christen und Nichtchristen,
egal mit welchem Paß und egal mit wel-
chem Parteibuch, nicht frühzeitig gemein-
sam aktiv werden.

Ich habe das, was viele Tausende und
viele Millionen während des Faschismus
mitmachen mußten, am eigenen Leib erlebt.

Deshalb werde ich nicht müde Euch
aufzurufen:

Steht zusammen!
Steht zusammen für Arbeit, soziale
Gerechtigkeit, Abrüstung und
Demokratie!
Steht zusammen gegen Rassismus,
Faschismus, Gewalt und Krieg!
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